
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

1. Der GKV-Spitzenverband hat auf seiner Website die Technische Anlage HKP 
(Häusliche Krankenpflege), Version 1.2.0, Stand 21.04.2026 für Sonstige 
Leistungserbringer nach § 302 SGB V nebst Anhang 1 (XML-Schemadateien) 
veröƯentlicht: 

 

Sie finden das Dokument unter: 

https://www.gkv-
datenaustausch.de/leistungserbringer/sonstige_leistungserbringer/sonstige_leistungser
bringer.jsp 

 

 

2. Der GKV-Spitzenverband hat ebenso auf seiner Website folgende Dokumente für 
Sonstige Leistungserbringer nach § 302 SGB V veröƯentlicht: 

 

•            Technische Anlage 1, Anhang 3, Version 09, Stand 14.04.2026, gültig ab 
01.06.2026: 

o            Einführung der Parameter für das vollelektronische Abrechnungsverfahren 

o            Einführung von "VKG_Unterverfahren" zur temporären Unterscheidung des 
Datenroutings von Häuslicher Krankenpflege und Haushaltshilfe 

•            Technische Anlage 1, Anhang 3, Version 10, Stand 14.04.2026, gültig ab 
01.02.2027 

o            Einführung neuer Schlüsselwerte zur dauerhaften Unterscheidung des 
Datenroutings von Häuslicher Krankenpflege und Haushaltshilfe 

Sie finden die Dokumente unter: 

https://www.gkv-
datenaustausch.de/leistungserbringer/sonstige_leistungserbringer/sonstige_leistungser
bringer.jsp 

 

 

3. Das Bundeskabinett hat gestern (30.04.2026) den Entwurf des GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes beschlossen – und dabei die fachlichen Einwände 



zum Hilfsmittelbereich weitestgehend nicht berücksichtigt. „Wir versorgen 
Deutschland“ (WvD) kritisiert insbesondere die vorgesehene pauschale Kürzung der 
Vergütung um 3 Prozent im Hilfsmittelbereich.   

Der Hilfsmittelbereich wird im Gesetzesentwurf bereits durch die Kopplung an die 
Entwicklung der Grundlohnrate, die Absenkung der Veränderungsrate 2027 bis 2029 um 
einen Prozentpunkt sowie die Festbetragsbindung stark belastet. Die zusätzliche 
pauschale Kürzung degradiert den Hilfsmittelbereich endgültig zum reinen 
Einsparbereich. 

Besonders gravierend: Die geplanten Kürzungen unterscheiden weiterhin nicht zwischen 
standardisierten Produkten und individuellen Versorgungen mit hohem 
Dienstleistungsanteil. Mit diesem Vorgehen wird die Politik ausgerechnet die 
sensibelsten Patientengruppen – darunter Kinder, Menschen mit Behinderungen und 
ältere Menschen – besonders stark treƯen. 

Für die Betriebe vor Ort bedeutet der Kabinettsbeschluss zusätzliche wirtschaftliche 
Belastungen in einer ohnehin angespannten Lage. Die Folge wird absehbar sein: weniger 
Versorgungsangebote, längere Wartezeiten und eine schleichende Ausdünnung 
wohnortnaher Strukturen – insbesondere im ländlichen Raum. 

WvD fordert die Abgeordneten der Regierungsfraktionen daher eindringlich auf, im nun 
anstehenden parlamentarischen Verfahren einzugreifen und die pauschale Kürzung der 
Vergütung um 3 Prozent im Hilfsmittelbereich abzuwenden. 

 

 


